
2.12 Saarland 

Verfassung des Saarlandes 
Vom 15.12.1947 (ABl. des Saarlandes, S. 1077), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

15.06.2011 (Amtsbl. S. 236) 

I. Hauptteil   Grundrechte und Grundpflichten  

1. Abschnitt: Die Einzelperson 

Artikel 4 

(1) Glauben, Gewissen und Überzeugung sind frei.  

(2) Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten werden dadurch weder bedingt noch 
beschränkt. 

Artikel 12 

(...) 

(3)  Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, sei-
ner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen, seiner 
sexuellen Identität benachteiligt oder bevorzugt werden. 

(...) 

2. Abschnitt: Ehe und Familie 

Artikel 22 

Ehe und Familie genießen den besonderen Schutz und die Förderung des Staates. 

Artikel 24 

(1) Die Pflege und die Erziehung der Kinder zur leiblichen, geistigen, seelischen sowie zur gesell-
schaftlichen Tüchtigkeit sind das natürliche Recht der Eltern und die vorrangig ihnen obliegende 
Pflicht. Sie achten und fördern die wachsende Fähigkeit der Kinder zu selbstständigem und verant-
wortlichem Handeln. Bei der Pflege und Erziehung ihrer Kinder genießen sie den Schutz und die Un-
terstützung des Staates. 

(...) 

Artikel 25 

(1) Das Land, die Gemeinden und Gemeindeverbände und die sonstigen Träger öffentlicher Gewalt 
achten und sichern die Kinderrechte, tragen für altersgerechte positive Lebensbedingungen Sorge und 
fördern die Kinder nach ihren Anlagen und Fähigkeiten. Sie haben die erforderlichen Einrichtungen zu 
schaffen. Ihre Aufgaben können durch Einrichtungen der freien Wohlfahrt wahrgenommen werden, 
die als gemeinnützig anerkannt werden.  



(2) Das Mitwirkungsrecht der Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie der Verbände der freien 
Wohlfahrtspflege in den Angelegenheiten der Familienförderung, der Kinder- und Jugendhilfe bleibt 
gewährleistet und ist zu fördern. 

(…) 

3. Abschnitt: Erziehung, Unterricht, Volksbildung, Kulturpflege, Sport 

Artikel 26 

(1) Unterricht und Erziehung haben das Ziel, den jungen Menschen so heranzubilden, dass er seine 
Aufgabe in Familie und Gemeinschaft erfüllen kann.  

(2) Auf der Grundlage des natürlichen und christlichen Sittengesetzes haben die Eltern das Recht, die 
Bildung und Erziehung ihrer Kinder zu bestimmen.  

(3) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften werden als Bildungsträger anerkannt.  

Artikel 27 

(1) Der Heranbildung der Jugend dienen öffentliche und private Schulen.  

(...) 

(4) Die öffentlichen Schulen sind Gemeinsame Schulen. In ihnen werden Schüler unabhängig von 
ihrer Religionszugehörigkeit bei gebührender Rücksichtnahme auf die Empfindungen anders denken-
der Schüler auf der Grundlage christlicher Bildungs- und Kulturwerte unterrichtet und erzogen.  

(...) 

Artikel 28 

(1) Private Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des Staates. Die 
Genehmigung ist zu erteilen, wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie 
in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen zurück-
stehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. 
Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte 
nicht genügend gesichert ist. 

(2) Private Grundschulen und Förderschulen dürfen nur unter den besonderen Voraussetzungen des 
Artikels 7 Abs. 5 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 zugelas-
sen werden. 

(3) Private Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen haben zur Durchführung ihrer Aufgaben und zur 
Erfüllung ihrer Pflichten Anspruch auf öffentliche Zuschüsse. Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

(4) Privaten Grundschulen und Förderschulen, die auf gemeinnütziger Grundlage wirken und in Auf-
bau und Gliederung den für die öffentlichen Schulen geltenden gesetzlichen Vorschriften entsprechen, 
ersetzt das Land auf Antrag des Schulträgers den notwendigen Aufwand für die fortdauernden Perso-
nal- und Sachkosten, der sich nach dem der öffentlichen Schulen bemißt. Absatz 3 bleibt unberührt. 

Artikel 29 



(1) Der Religionsunterricht ist an allen Schulen ordentliches Lehrfach. Er wird erteilt im Auftrag und 
im Einvernehmen mit den Lehren und Satzungen der betreffenden Kirchen und Religionsgemeinschaf-
ten. Die Kirchen und Religionsgemeinschaften haben das Recht, im Benehmen mit der staatlichen 
Aufsichtsbehörde die Erteilung des Religionsunterrichtes zu beaufsichtigen. Lehrplan und Lehrbücher 
für den Religionsunterricht bedürfen der Zustimmung der staatlichen Aufsichtsbehörde.  

(2) Die Eltern können die Teilnahme ihrer Kinder am Religionsunterricht ablehnen. Den Kindern darf 
daraus kein Nachteil entstehen. Diese Ablehnung kann auch durch die Jugendlichen selbst geschehen, 
wenn sie das 18. Lebensjahr vollendet haben. 

 

 

Artikel 30 

Die Jugend ist in der Ehrfurcht vor Gott, im Geiste der christlichen Nächstenliebe und der Völkerver-
söhnung, in der Liebe zu Heimat, Volk und Vaterland, zu sorgsamem Umgang mit den natürlichen 
Lebensgrundlagen, zu sittlicher und politischer Verantwortlichkeit, zu beruflicher und sozialer Bewäh-
rung und zu freiheitlicher demokratischer Gesinnung zu erziehen. 

4. Abschnitt: Kirchen und Religionsgemeinschaften 

Artikel 35 

(1) Die ungestörte Ausübung der Religion ist gewährleistet und steht unter staatlichem Schutz. Öffent-
liche gottesdienstliche Handlungen sind gestattet.  

(2) Der Staat erkennt die zu Recht bestehenden Verträge und Vereinbarungen mit den Kirchen an.  

(3) Die Kirchen genießen auf ihrem eigenen Gebiet volle Selbstständigkeit; sie verleihen ihre Ämter 
ohne Mitwirkung des Staates oder der Gemeinden, unbeschadet bestehender anderweitiger gesetzli-
cher Bestimmungen oder Vereinbarungen; sie haben volle Freiheit der Lehrverkündigung und der 
geistlichen Leitung; ihr Verkehr mit den Geistlichen und den Gläubigen durch Hirtenbriefe, Amtsblät-
ter, Verordnungen und Anweisungen unterliegt keiner staatlichen Aufsicht oder Einschränkung; sie 
haben das Recht, Vereine und Organisationen zu gründen und zu unterhalten, die ihren religiösen, 
karitativen, sozialen und volkserzieherischen Aufgaben dienen. Die Pflichten, die sich aus den Grund-
sätzen der Verfassung für den einzelnen, für Personengemeinschaften und Körperschaften ergeben, 
bleiben hiervon unberührt.  

Artikel 36 

(1) Die Ausbildung der Geistlichen und Religionsdiener ist das ausschließliche Recht der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften. Zu diesem Zwecke haben sie volle Freiheit in der Einrichtung und im Lehr-
betrieb, der Leitung und Verwaltung von eigenen Hochschulen, Seminaren und Konvikten.  

(2) Die Kirche kann im Einvernehmen mit dem Staat theologische Fakultäten einrichten.  

Artikel 37 

(1) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften erwerben die Rechtsfähigkeit nach den Vorschriften des 
allgemeinen Rechtes.  



(2) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes, soweit 
sie es bis jetzt waren. Andere Religionsgemeinschaften und Stiftungen können diese Eigenschaft auf 
Antrag erwerben, wenn sie durch ihre Satzungen und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer 
bieten. Schließen sich mehrere derartige Religionsgemeinschaften zu einem Verband zusammen, so ist 
auch dieser eine Körperschaft des öffentlichen Rechtes.  

(3) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind, dür-
fen, um ihre für das Saarland erforderlichen Ausgaben zu decken, auf Grund der bürgerlichen Steuer-
listen Steuern erheben.  

 

 

Artikel 38 

Das Eigentum und andere Rechte der Kirchen, Religionsgemeinschaften und ihrer Einrichtungen an 
ihrem für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Vermögen werden gewährleis-
tet.  

Artikel 39 

Die auf Gesetz, Vertrag oder sonstigen Rechtstiteln beruhenden bisherigen Leistungen des Staates, der 
politischen Gemeinden an die Kirchen und sonstigen Religionsgemeinschaften sowie an ihre Anstal-
ten, Stiftungen, Vermögensmassen und Vereinigungen bleiben erhalten.  

Artikel 40 

Die von den Kirchen und Religionsgemeinschaften oder ihren Organisationen unterhaltenen sozialen 
und karitativen Einrichtungen sowie ihre Schulen werden als gemeinnützig anerkannt.  

Artikel 41 

Der Sonntag und die staatlich anerkannten kirchlichen Feiertage sind als Tage der religiösen Erbau-
ung, seelischen Erhebung und Arbeitsruhe gesetzlich geschützt.  

Artikel 42 

In Krankenhäusern, Strafanstalten und sonstigen öffentlichen Anstalten und Einrichtungen ist den 
Kirchen und Religionsgemeinschaften Gelegenheit zu geben, Gottesdienste zu halten und eine geord-
nete Seelsorge zu üben. 

 

II. Hauptteil   Aufbau und Aufgaben des Staates 

3. Abschnitt: Organe des Volkswillens 

2. Kapitel: Die Landesregierung 

Artikel 89 

Die Mitglieder der Landesregierung leisten beim Amtsantritt den Amtseid. Er lautet: ”Ich schwöre, 
dass ich meine Kraft dem Wohle des Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wen-



den, Verfassung und Recht wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Ge-
rechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe.” Der Eid kann auch ohne religiöse 
Beteuerung geleistet werden. 
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